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Monarchie geschichtlich gesehen keine
organische Entwicklung erfahren hatte,
nicht die Verwirklichung eines von un-
ten, vom Volk ausgehenden Einheitsstre-
bens war, sondern im Grunde genommen
das Produkt dynastischer Hausmacht -
politik. Seit dem Hochmittelalter durch
Erbverträge, Testamente, Schenkungen,
Kriege zustande gekommen, muss man
den österreichischen Staatsverband so-
wohl in seiner äußeren Gestalt wie in sei-
ner inneren Struktur geradezu als eine
künstliche Schöpfung der höchsten Ob-
rigkeit, seines Herrscherhauses und der
Herrschergewalt, bezeichnen.4 Das auch
nach 1867 unverwandt patriarchalische
Verhältnis des Monarchen zu seinen
„Untertanen“ erklärt sich aus eben dieser
dynastisch-genetischen Struktur des
österreichischen Staatskörpers.

Die Stellung des Monarchen

Das Inkrafttreten der Dezemberverfas-
sung berührte den materiellen Inhalt des
Monarchenrechts in keinem Punkte.5

Zum Ausdruck kam das im Artikel 1 des
Staatsgrundgesetzes über die Ausübung
der Regierungs- und Vollzugsgewalt mit
den Worten: „Der Kaiser ist geheiligt,
unverletzlich und unverantwortlich.“6

Den Begriff „geheiligt“ erklärten die
damaligen, sonst um keine Interpretatio-
nen verlegenen Staatsrechtsprofessoren
nicht. Einer entzog sich dieser Aufgabe,
indem er schrieb: „Das Prädikat geheiligt
wird ethisch-religiöser Bewertung zu
überweisen sein.“7 In der Tat hatte so et-
was schon Mitte des 19. Jahrhunderts in
einer Verfassung nichts mehr verloren.
Die Mystifizierung war aber gewollt,
und zwar im Sinne von „sakrosankt“. Da
der Kaiser ein Monarch „von Gottes
Gnaden“ war und die Habsburger von
vornherein die Möglichkeit ausschlos-
sen, dass ihnen Gott seine Gnade jemals
entziehen könnte, bedeutete diese For-
mel realiter, dass die monarchische
Staatsform von ewiger Dauer zu sein
hatte. Deshalb fehlte in den Staatsgrund-

und Länder“, „Cisleithanien“, von 1915
bis 1918 „Österreich“) war mit den
Staatsgrundgesetzen des Jahres 1867, der
so genannten „Dezemberverfassung“,
nach längeren Geburtswehen definitiv in
eine konstitutionelle Monarchie umge-
wandelt worden. Deren Wesen bestand
darin, dass der Herrscher eine Reihe von
Staatsakten nicht mehr allein und selbst-
ständig, sondern nur unter der gesetzlich
geregelten Mitwirkung bestimmter ande-
rer Staatsorgane rechtswirksam vorneh-
men konnte.

Der Konstitutionalismus der Habsbur-
germonarchie war jedoch von anderer
Art als in Königreichen wie Großbritan-
nien, Belgien oder den Niederlanden.
Während dort das Prinzip der bürger -
lichen parlamentarischen Demokratie
bereits uneingeschränkt dominierte,
blieb in Österreich der Grundsatz der
Aufteilung der Staatsgewalt zwischen
zwei Machtzentren, dem Kaiser und den
Volksrepräsentanten, uneingelöst. Auf-
grund fortbestehender Kompetenzen des
Kaisers auf dem Gebiet der Gesetzge-
bung und Verwaltung war auch nach
1867 keine vollständige Trennung der
Staatsgewalten vorhanden, und der Herr-
schaftsbereich des Kaisers überwog die
Rechte der Volksvertretung derart klar,
dass von einer konstitutionellen Monar-
chie im vollen Sinne des Wortes nicht
gesprochen werden kann.3

Der Kaiser regierte das Reich vermöge
seines eigenen Monarchenrechts, das sich
die Habsburgerdynastie mit Willens -
erklärungen wie der „Pragmatischen
Sanktion“ von 1713 und der „Pragmati-
kal-Verordnung“ von 1804 selbst verlie-
hen hatte, „von Gottes Gnaden“. Durch
das Monarchenrecht reduzierte sich das
Staatsgebilde auf zwei politische Expo-
nenten: auf den Herrscher und die Be-
herrschten. Es stellte dem Monarchen ei-
ne einheitliche Gesamtkategorie von Un-
tertanen gegenüber. Dieses Merkmal war
in Österreich nicht zuletzt deshalb in be-
sonderer Weise ausgeprägt, weil die

D
er 100. Todestag des Kaisers
Franz Joseph fällt ins heurige
Jahr. Allenthalben kleben Plakate

mit seinem Konterfei in den Straßen der
einstigen Reichshaupt- und Residenz-
stadt. Eine große Ausstellung über ihn ist
seit 16. März im Gange und wird bis
27. November 2016 dauern. Die Veran-
stalter kündigen an, sich mit der Person
des Kaisers „kritisch auseinanderzuset-
zen“.1 Das darf man nehmen, aber nicht
ernst. Hauptmotiv solcher quasi staats -
offizieller Aktivitäten der Republik
Österreich in Sachen Monarchie-Gedenk-
kultur war, ist und bleibt die Beförderung
der Touristenströme. Die Zahl der Selfies
vor der Hofburg, dem Schloss Schön-
brunn und der Kaiservilla in Ischl wird
ins Unermessliche steigen. Zu Jahresende
wird man befriedigt verkünden, wie sehr
das Erinnern an die imperiale Größe des
Habsburgerreiches und seines längstdien-
enden Herrschers die Einnahmen aus dem
Fremdenverkehr gehoben hat. Gute Ge-
schäfte, einerlei, ob auf materiellen oder
geistigen Konsum gerichtet, sind das Um
und Auf der Welt, in der wir leben. Wird
dabei das historische Wissen auf die übli-
chen Klischees reduziert, Denken und
Nachdenken von emotionalen „Impres-
sionen“ zugedeckt, desto besser.

Wir machen mit, wir sind beim Ju-
biläumsrummel dabei, jedoch wieder ein-
mal mit der boshaften Absicht, dem Chor-
gesang störende dissonante Töne beizu-
mischen. Sie braucht man nicht gewalt-
sam anzustimmen, sie ergeben sich ganz
zwanglos aus der Realität des 1918 unter-
gegangenen Staatsgebildes. Dem gilt un-
ser Hauptaugenmerk. Nur en passant und
zur Abrundung sollen auch einige Cha-
rakterzüge Franz Josephs, dessen „Per-
sönlichkeit darin bestand, keine zu sein“
(Karl Kraus),2 zur Sprache kommen.

Cisleithanischer 
Konstitutionalismus

Die österreichische Reichshälfte („Die
im Reichsrate vertretenen Königreiche

Die Verfasstheit Österreichs
unter dem Zepter Franz Josephs
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gesetzen von 1867 jede Handhabe, den
Status quo auf legalem Weg zu ändern –
etwas, das unsere heutige Bundesverfas-
sung, niedergelegt im Art. 44 Abs. 2, un-
ter dem Begriff „Gesamtänderung“ (die
einer Abstimmung des gesamten Bundes-
volkes zu unterziehen ist) sehr wohl
kennt. Im Prädikat „geheiligt“ kam somit
das Prinzip der Unabsetzbarkeit des Mon-
archen und der Unantastbarkeit der mon-
archischen Staatsform zum Ausdruck.

Das Prädikat „unverletzlich“ bedeute-
te, dass der Kaiser als Träger der höch-
sten Ehren und Inhaber aller Hoheits-
rechte der Staatsgewalt unter den beson-
deren Schutz des Gesetzes gestellt war.
Jede Behinderung des Monarchen an der
Ausübung der Regierungsgeschäfte wie
jede Gefährdung seiner Person, sei es
durch Angriffe auf sein Leben oder seine
Freiheit oder durch tätliche Beleidigun-
gen, wurde als Verbrechen des Hochver-
rats verfolgt und mit dem Tode bestraft.
(§ 58 lit.a StG.) Wer die dem Kaiser
schuldige Ehrfurcht auf irgendeine Wei-
se vorsätzlich verletzte, machte sich
ebenfalls eines Verbrechens, und zwar
des der Majestätsbeleidigung, schuldig
(§ 63 StG. Höchststrafe fünf Jahre
schwerer Kerker). Eine Aufreizung zum
Hass oder zur Verachtung wider den
Monarchen wurde als Verbrechen der
„Störung der öffentlichen Ruhe“ geahn-
det (§ 65 lit.a und c St.G. Höchststrafe
fünf Jahre schwerer Kerker).

Da der Kaiser der Dynastie Habsburg-
Lothringen entstammte, war das Delikt
der Ehrfurchtverletzung (persönliche Be-
leidigung, Schmähung, Lästerung, Ver-
spottung) folgerichtig auch auf die Mit-
glieder des kaiserlichen Hauses ausge-
dehnt (§ 64 StG.), mit der nur unwesent-
lichen Abänderung, dass die Strafe nicht
auf schweren Kerker, sondern lediglich
auf Kerker zu lauten hatte.

Ohne davor zurückzuschrecken, dem
Ganzen den Zug ins Lächerliche zu ver-
leihen, standen auch verstorbene Mit-
glieder des kaiserlichen Hauses sowie
die an auswärtige Souveräne verheirate-
ten Erzherzoginnen unter dem Schutz
des § 64.

Das verfassungsrechtlich relevanteste
Prädikat war das der „Unverantwortlich-
keit“ des Kaisers. Ihm lag die Erwägung
zugrunde, dass eine Unterwerfung des
Monarchen unter irgendeine Instanz sei-
ner höchsten staatlichen Organstellung
widersprechen würde. Ein Forum im
Staat, vor welchem der Kaiser wegen
seiner Regierungshandlungen zur Ver-
antwortung hätte gezogen werden kön-
nen, gab es nicht. Für diese wie für die

Krone besaß das Parlament keine wie
immer gearteten Einflussmöglichkeiten.
Als Prärogative, für deren Anwendung
der Monarch niemandem rechenschafts-
pflichtig war, sind zu nennen:
– 1. Die Repräsentation des Staates nach
außen, nach der er befugt war, persönlich
oder durch Bevollmächtigte internatio-
nale Verträge abzuschließen und Ge-
sandte zu entsenden und zu empfangen.
Überhaupt war der Bereich der auswärti-
gen Beziehungen (eine für beide Reichs-
hälften gemeinsame Angelegenheit) par-
lamentarischer Kontrolle so gut wie völ-
lig entzogen, und der gemeinsame
Außenminister trug nicht umsonst den
Titel eines „Ministers des k. und k. Hau-

ses und des Äußern“. Kompetenzen hat-
ten hier die so genannten „Delegationen“
lediglich bei rein budgetären Beschlüs-
sen, im Hinblick auf die finanzielle
 Sicherstellung des diplomatischen Appa-
rats und Verkehrs. Über die konkrete
Außenpolitik wurden sie vom Minister
nur informiert, und auch dann nur, wenn
es diesem und dem Kaiser opportun er-
schien.
– 2. Die Erklärung eines Krieges.
– 3. Der Abschluss eines Friedens.
– 4. Der Abschluss von Staatsverträgen
(nur wenn solche ebenso wie Handels-
verträge finanzielle Bestimmungen ent-
hielten, die den Staat belasteten oder den
einzelnen Bürger verpflichteten, bedurf-
ten sie parlamentarischer Approbation).
– 5. Der Oberbefehl über die gesamte be-
waffnete Macht, die Führung, Leitung
und innere Organisation der gemeinsa-
men Armee und Kriegsflotte bis hinunter
zu den Regelungen über die Kommando-
sprache und Uniformgestaltung.
– 6. Die Verleihung von Titeln, Orden und
sonstigen staatlichen Auszeichnungen.
– 7. Die Verleihung des inländischen
 erblichen Adels.
– 8. Die Ernennung und Entlassung von
Ministern.
– 9. Die Ernennung der höheren Offizie-
re und hoher Beamter (bei der der Herr-
scher natürlich der ihm am nächsten
 stehenden Aristokratie den Vorzug gab).
– 10. Die Einberufung, Vertagung,
Schließung und Auflösung des Reichs -
rates und der Landtage.
– 11. Die Ernennung von Herrenhaus-
mitgliedern.
– 12. Die Ausübung des Begnadigungs-,
Amnestie- und Abolitionsrechts (letzte-
res bedeutete, dass die öffentliche Ankla-
ge erlosch, sobald der Kaiser die Unter-
lassung der Einleitung oder die Einstel-
lung des eingeleiteten Strafverfahrens
angeordnet hatte).10

Verfassungs- und Gesetzmäßigkeit der
Regierungsakte einzustehen hatten ledig-
lich die Minister. Das heißt: der Kaiser
konnte verfassungsmäßig kein Unrecht
tun. Tat er es und verließ er die Bahn des
Gesetzes, dann war nicht er, sondern der
betreffende Minister schuld, weil er den
Monarchen nicht rechtmäßig beraten,
ihm nicht die Wahrheit gesagt und ihm
die erforderliche Gegenzeichnung nicht
verweigert hatte.8

Wir dürfen uns über eine derartige
Ausprägung des Unverantwortlichkeits -
prinzips nicht wundern, denn es war ein,
ja das maßgebende Postulat monarchi-
scher Verfassungswirklichkeit. Nur so
war es möglich, die Handlungsweise des
Herrschers den schnöden Niederungen
„parteimäßiger“ Kritik zu entziehen und
die für den Staatsbestand unabdingbare
Autorität des Monarchen vor öffentlicher
politischer „Zersetzung“ zu bewahren.

Kaiserliche Prärogative

Die konstitutionelle Ausgestaltung des
österreichischen Staates schränkte also
das eigentliche Monarchenrecht nicht
ein, sondern bezweckte lediglich, die
Ausübung der kaiserlichen Hoheitsrech-

te, d.h. seine Regierungs- und Gesetzge-
bungsakte, mit der verfassungsmäßigen
Rechtsordnung in Einklang zu bringen.
Auf diesem Gebiet galten ab 1867 zwei
Grundsätze: Der für sich unverantwortli-
che Monarch war bei all seinen nichtmi-
litärischen Regierungshandlungen an die
Teilnahme eines verantwortlichen Mini-
sters gebunden und musste sich dabei im
Rahmen der vom Gesetz gezogenen
Grenzen bewegen. Der Kaiser war ver-
pflichtet, bei seinem Regierungsantritt in
Gegenwart beider Häuser des Reichsra-
tes das eidliche Gelöbnis abzuleisten,
„die Grundgesetze der im Reichsrate
vertretenen Königreiche und Länder un-
verbrüchlich zu halten und in Überein-
stimmung mit denselben und mit den all-
gemeinen Gesetzen zu regieren“.9

Wie es sich im Einzelnen damit ver-
hielt, auf welche Weise insbesondere der
Volkvertretung ein Mitwirkungsrecht bei
wichtigeren Regierungshandlungen, na-
mentlich bei der Gesetzgebung, einge-
räumt war, werden wir bald sehen. Nach-
drücklich festzuhalten, weil für das Ver-
ständnis der realen Herrschaftsmechanis-
men in Cisleithanien ungemein wichtig,
ist hier jedoch, dass eine Reihe ganz ent-
scheidender kaiserlicher Hoheitsrechte
aus der vorkonstitutionellen Ära über-
nommen wurden und nach 1867 fortbe-
standen. Gegenüber diesen so genannten
Reservatsrechten („Prärogativen“) der
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Volk nach sich zog, sondern ein Subordi-
nationsverhältnis der Legislative unter
das höchste Staatsorgan fortbestand.

Der Reichsrat selbst war die die gesam-
te Bevölkerung der österreichischen
Reichshälfte repräsentierende Körper-
schaft, zusammengesetzt einerseits aus
den frei gewählten Abgeordneten und an-
dererseits aus den durch Rang, Geburt
oder kaiserliche Ernennung berufenen
Persönlichkeiten. Er sonderte sich in zwei
gesetzgebende Kammern, in das Abge-
ordnetenhaus und in das Herrenhaus.

Das Abgeordnetenhaus wurde bis 1873
durch die Landtage beschickt, danach
auf der Basis eines Kurienwahlrechts
und seit 1907 aufgrund eines allgemei-
nen, gleichen und direkten Wahlrechts
für Männer gewählt. Die Zahl seiner
Mitglieder – anfangs 203 – stieg im Zuge
der Wahlrechtsreformen auf 353 (1873),
425 (1896 – Einführung der 5. Allgemei-
nen Wählerkurie) und 516 (1907).

Das Herrenhaus als nicht gewählte
Körperschaft bestand aus vier verschie-
denen Kategorien von Mitgliedern:11

1. Aus den vermöge der Geburt zur Mit-
gliedschaft berufenen großjährigen Prin-
zen (Erzherzögen) des kaiserlichen Hau-
ses. Das waren im Jahr 1911 14 Personen.

2. Aus den hohen Kirchenwürdenträ-
gern, den Erzbischöfen und Bischöfen,
denen fürstlicher Rang zukam. Das wa-
ren im Jahr 1911 18 Personen.

3. Aus den großjährigen Häuptern je-
ner in Österreich durch ausgedehnten
Grundbesitz hervorragenden inländi-
schen Adelsgeschlechter, die vom Kaiser
die „erbliche“ Reichsratswürde verliehen
bekommen hatten. Dazu zählten die je-
weiligen Oberhäupter solcher hochari-
stokratischer Familien wie die Schwarz-

enbergs, Liechtensteins, Auerspergs,
Harrachs, Kinskys und andere. Das
 waren im Jahr 1911 90 Personen.

4. Aus den auf Lebenszeit vom Kaiser
ernannten österreichischen Staatsbür-
gern, die sich um Staat oder Kirche,
Wirtschaft, Wissenschaft oder Kunst
verdient gemacht hatten. (Der Dichter
Franz Grillparzer war beispielsweise ein
solches durch Ernennung ausgezeichne-
tes Herrenhausmitglied). Im Jahr 1911
zählten die Angehörigen der vierten Ka-
tegorie 169 Personen, sodass das Herren-
haus zu diesem Zeitpunkt aus insgesamt
291 Mitgliedern bestand.

Macht und Ohnmacht 
des Parlaments

Die Besonderheit des altösterreichischen
Parlamentarismus bestand nun darin, dass
beide Häuser gleichberechtigt waren, auf
ein volles legislatorisches Zusammen -
wirken angewiesen waren, und Gesetze
nur dann rechtlich wirksam werden konn-
ten, wenn beide Häuser materiell überein-

stimmende Beschlüsse gefasst hatten.
Der Grundsatz übereinstimmender Be-

schlussfassung beider Häuser war solan-
ge kein eigentliches Problem, solange
das Bestehen des Klassen- und Privile-
gienwahlrechts dem Einzug nicht-sy-
stemkonformer Kräfte in das Abgeord-
netenhaus einen Riegel vorschob. Mit
der Einführung der 5. Allgemeinen
Wählerkurie 1896 und vollends mit der
Einführung des allgemeinen Wahlrechts
1907, dem damit verbundenen Eindrin-
gen der Sozialdemokratie und nationali-
stisch eingestellter Parteien in das Parla-
ment, wurde es aber zu einem Problem.
Obwohl auch dann noch die Wahlkreis-
geometrie und eine Reihe restriktiver

Stellt man dazu in Rechnung, dass dem
Monarchen und der kaiserlichen Regie-
rung noch zusätzlich das Instrumentari-
um der Not- und Ausnahmegesetzge-
bung zur Verfügung standen, wird man
wohl oder übel das Cisleithanien nach
1867 als einen Staat mit einem gravie-
renden Machtungleichgewicht zugunsten
des Herrschers und der exekutiven Ge-
walt bezeichnen müssen. Der Ausdruck
„konstitutionelle Monarchie“ in der ech-
ten Bedeutung des Begriffs wäre für ihn
ein Euphemismus. Viel eher und rea-
litätsgerechter trifft hier die Charakteri-
sierung als Obrigkeitsstaat zu.

Die Volksvertretung

Eine weitere, ja zwingende Bekräfti-
gung erfährt das eben Gesagte, wenn
man sich daran macht, die Stellung des
Parlaments im Verfassungsgefüge näher
unter die Lupe zu nehmen.

Das konstitutionelle System der öster-
reichischen Gesetzgebung beruhte auf
der Verfassungsnorm, dass im Rechtsbe-
reich des Kaiserstaates Gesetze jeder Art
nur unter der Zustimmung der hierzu be-
rufenen gesetzgebenden Körperschaften,
des Reichsrates und der Landtage, ge-
schaffen werden konnten. Wirklichkeits-
näher umreißt man diesen Vorgang mit
der Formulierung, dass die ordentliche
Gesetzgebung vom Kaiser gemeinsam
mit dem Reichsrat ausgeübt wurde. Für
einen gültigen Gesetzesbeschluss waren
die übereinstimmende Zustimmung der
beiden Häuser des Reichsrats sowie die
Sanktion durch den Kaiser erforderlich,
der ein absolutes Veto besaß. Bezeichnen-
den Ausdruck fand das Prinzip der kaiser-
lichen Sanktion in der Rechtsform für die
Verkündung der Gesetze, die einem
herab lassenden Gnadenakt glich: „Mit
Zustimmung beider Häuser des Reichs -
rates (oder über Antrag des Landtages
usw.) finde Ich zu verordnen wie folgt...“.

Hierbei bedeutete die Floskel „Zustim-
mung“ lediglich, dass bei der Schaffung
des eben verlautbarten Gesetzes das
Staatsbedürfnis mit der Überzeugung der
Mehrheit der Volksvertretung sowie mit
dem Willen des Monarchen in Überein-
stimmung gebracht worden war. In die-
sem Sinne war die kaiserliche Sanktion,
die der Monarch nach eigenem unverant-
wortlichem Ermessen ebenso gut erteilen
wie verweigern konnte, so recht erst die
Krönung und der eigentliche Schlussakt
der Gesetzgebung.

Zu ersehen ist daraus, dass die Ge-
währung der Dezemberverfassung 1867
keineswegs eine Zweiteilung der Regie-
rungsgewalt zwischen Herrscher und

Die Monarchie mit ihren drei Reichsteilen 1914
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Wahlrechtsbestimmungen so gut wie
ausschlossen, dass oppositionelle Grup-
pen das Abgeordnetenhaus beherrschen
könnten, war es nun in Einzelfällen sehr
wohl möglich, dass eine Mehrheit von
politisch durchaus heterogenen Kräften
gegen Gesetzesvorlagen zustande kam,
die die kaiserliche Regierung unbedingt
verabschiedet sehen wollte, oder diese
Mehrheit die Initiative für Gesetzes -
vorlagen ergriff, die den Interessen der
herrschenden Schichten zuwiderliefen.

Unter solchen Umständen kam dem
Prinzip übereinstimmender Beschluss -
fassung allerdings ein enormes Gewicht
zu, denn das Herrenhaus als konservati-
ver Gegenpol konnte Gesetzesentwürfe
schon im Ansatz abwürgen, die dem
Hochadel oder den Notabeln des Indu-
strie- und Bankkapitals unliebsam wa-
ren, ohne den Kaiser mit dem Odium ei-
ner Vetoeinlegung zu belasten. Was wir
damit aufzeigen wollen ist, dass die Ve-
tomöglichkeit im realen Verfassungsle-
ben Cisleithaniens nur für den Kaiser
und das Herrenhaus, nicht aber für das
Abgeordnetenhaus eine Waffe darstellte.

Der Wirkungskreis des Reichsrates
war im § 11 des Staatsgrundgesetzes
über die Reichsvertretung12 taxativ auf-
gezählt und umfasste insgesamt vierzehn
Gesetzesmaterien. Von tatsächlicher po-
litischer Bedeutung waren aber nur drei
Rechte:

a) Die Prüfung und Genehmigung der
Handelsverträge und jener Staatsverträ-
ge, die das Reich und seine Bürger finan-
ziell belasteten;

b) Die jährliche Bewilligung der An-
zahl der auszuhebenden Mannschaft
(Rekrutenkontingent);

c) Die Feststellung der Voranschläge
des Staatshaushaltes, insbesondere die
jährliche Bewilligung der einzuhebenden
Steuern und Abgaben; weiters die Prü-
fung der Staatsrechnungsabschlüsse und
der Resultate der Finanzgebarung sowie
die Erteilung des Absolutoriums (der
Entlastung).

setzen von 1867 feierlich verkündeten
Kompetenzen der Volksvertretung in der
Realität lediglich Rechte „auf Abruf“
waren. Denn der Kaiser hatte es in der
Hand, mit dem Mittel der Vertagung
bzw. Schließung des Reichsrats nach ei-

genem „unverantwortlichem“ Ermessen
das Vorliegen der Voraussetzungen für
die „Notwendigkeit“ von § 14-Verord-
nungen selbst herbeizuführen und auf
diese Weise ein unbequem gewordenes
Parlament beiseite zu schieben. Das stand
zwar mit dem Sinn des Wortlauts des §
14 nicht im Einklang, wurde aber unge-
niert praktiziert. Franz Joseph höchstper-
sönlich drückte das in einer Ministerrats-
sitzung am 20. Juni 1895 so aus: „Würde
das Haus eine inkorrekte Haltung einneh-
men und von ihm weder das Budget noch
das Provisorium zu verlangen sein, dann
würde das Haus zu vertagen und von den
Bestimmungen des § 14 des Grundgeset-
zes Gebrauch zu machen sein. Ordnung
müsse geschaffen und mit fester Hand
aufrechterhalten werden.“14

Not- und Ausnahme-
gesetzgebung

Damit sind wir beim Dreh- und Angel-
punkt österreichischer Regierungskunst
unter Franz Joseph angelangt, dem
berühmt-berüchtigten Paragraphen 14.
Er war im Staatsgrundgesetz vom
21. Dezember 1867 über die Reichsver-
tretung verankert und gab der Regierung,
nach Gegenzeichnung durch den Kaiser,
die Möglichkeit, Verordnungen mit pro-
visorischer Gesetzeskraft zu erlassen.
Derartige Notmaßnahmen waren zuläs-
sig, wenn sich die „dringende Notwen-
digkeit solcher Anordnungen, zu wel-
chen verfassungsmäßig die Zustimmung
des Reichsrates erforderlich ist, zu einem
Zeitpunkt herausstellt, wo dieser nicht
versammelt ist.“15 Die Gesetzeskraft ei-
ner kaiserlichen Verordnung nach § 14
erlosch, wenn es die Regierung unter-
ließ, sie dem wieder zusammengetrete-
nen Reichsrat binnen vier Wochen zur
Genehmigung vorzulegen, oder wenn sie
die Genehmigung eines der beiden Häu-
ser des Reichsrates nicht erhielt. Das Ge-
samtministerium war dann verpflichtet,
sie sofort außer Wirksamkeit zu setzen.16

Auf den ersten Blick erscheint das
durchaus defensiv konzipiert, als letztes
und äußerstes Mittel, um in Fällen drin-
gender staatlicher Notwendigkeit und
dann, wenn der normale parlamentari-
sche Gesetzesweg nicht beschritten wer-
den konnte, ein Weiterlaufen der Regie-
rungs- und Verwaltungstätigkeit zu ge-
währleisten.

Auf diesen drei Gebieten
konnte die Volksvertretung
wirklichen und wirkungs-
vollen Druck ausüben, Bud-
getansätze beschneiden oder
eine Erhöhung unterdotier-
ter Posten beschließen –
aber wieder nur dann, wenn
die exekutive Gewalt zu
Kompromissen geneigt war.
War sie das nicht, so stand
es in ihrer Macht, die Reni-
tenz des Abgeordnetenhau-
ses zu brechen.

Noch eine Fußangel

Damit gelangen wir zu dem Punkt, an
dem sich das System des k.k. Parlamen-
tarismus wie die Katze in den Schwanz
biss, ja glatterdings ad absurdum führte.
Denn der Reichsrat besaß kein Selbstver-
sammlungsrecht. Seine Einberufung er-
folgte ebenso wie die Vertagung,
Schließung und Auflösung ausschließ-
lich durch den Kaiser.

Die Wirkung der Vertagung bestand
darin, dass der Reichsrat seine Arbeiten
nach deren Ablauf genau dort wieder
aufnahm, wo er sie unterbrochen hatte.

Wesentlich weitergehend waren die
Folgen einer Schließung der Session.
Durch sie wurden alle in Behandlung
stehenden Gesetzesmaterien vollständig
wertlos. Regierungsvorlagen, Initiativan-
träge, Dringlichkeitsanträge, Interpella-
tionen, Entwürfe und Ausschussberichte
fielen in den Papierkorb. Das Präsidium
ebenso wie die verschiedenen Ausschüs-
se verloren ihre Mandate und mussten
mit dem Beginn der neuen Session neu
gewählt werden. Und das Wichtigste:
Mit der Schließung der Session erlosch
automatisch die Immunität der Abgeord-
neten, und sie konnten wegen strafbarer
Handlungen, die sie nach dem
Schließungsstichtag begingen, auch ohne
Zustimmung des Hauses verhaftet oder
gerichtlich verfolgt werden. Der Autor
hat in einer früheren Ausgabe der „Mit-
teilungen“ Beispiele für diese Praxis im
Ersten Weltkrieg gebracht und gezeigt,
dass man es bei den Anklageerhebungen
gegen Reichsratsabgeordnete mit dem
Kriterium „begangene strafbare Hand-
lungen nach dem Schließungsstichtag“
alles andere als genau nahm.13

Die Auflösung hatte zur Folge, dass die
verfassungsmäßige Tätigkeit des Reichs-
rats für beendet erklärt war und eine
Neuwahl in das Abgeordnetenhaus statt-
zufinden hatte.

Was wir mit all dem vordemonstrieren
wollen ist, dass die in den Staatsgrundge-

Das Reichswappen 1915
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prozessordnung end-
lich Wirklichkeit wur-
de, erschien am glei-
chen Tag allerdings ein
weiteres Gesetz, das zu
nichts weniger angetan
war, als die soeben erst
mühsam erkämpfte Er-
rungenschaft gleich
wieder in Frage zu
stellen. Danach konnte
die Wirksamkeit der
Geschworenengerichte
zeitweilig für einen be-
stimmten Teil des
Staatsgebietes einge-
stellt werden, „wenn
daselbst Tatsachen
hervorgetreten sind,
welche dies zur Siche-
rung einer unpartei-
ischen und unabhängi-
gen Rechtsprechung
als notwendig erschei-
nen lassen.“ In einem
solchen Fall hatten
über jene Verbrechen,
die mit der Todesstrafe
oder mit mehr als fünf -
jährigem Kerker be-
droht waren, Kollegien
von sechs Richtern zu
entscheiden (die so genannten „Ausnah-
megerichte“).22

Mit dieser Maßregel, die es Gutdünken
der Regierung anheim stellte, die Ge-
schworenengerichte mit einem Feder-
strich zu beseitigen, sobald ihr deren
Wahrsprüche nicht passten oder auch nur
zuwiderlaufen drohten, stand Österreich
im internationalen Vergleich einzig da.
In Kraft gesetzt wurde das Gesetz über
die zeitweilige Einstellung der Geschwo-
renengerichte zwischen 1873 und 1914
elf Mal, in der Regel als Ergänzung zur
Verhängung des Ausnahmezustandes auf
der Basis des Suspensionsgesetzes.23

Die Tatsache, dass ein „vorbildlicher
Rechtsstaat“24 im Sommer 1914 in eine
Diktatur umschlug, die bis zur Jahres-
wende 1916/17 (also gerade in der letz-
ten Regentschaftszeit Franz Josephs) auf
das schärfste ausgeprägt war und danach
in abgeschwächten Formen bis zum letz-
ten Tag der Monarchie fortexistierte,
muss jedem rätselhaft, ja unfassbar er-
scheinen, der das populäre, in rosigen
Pastellfarben gemalte Geschichtsbild
vom Habsburgerreich in sich verinner-
licht hat. Der „Kriegsabsolutismus“ war
aber in der Verfassungsstruktur des
Habsburgerreiches bereits angelegt. Es
bedurfte im Juli 1914 nur einiger akkor-

dierter Schritte, um seit langem vorhan-
dene und schon des Öfteren praktizierte
Handhaben autoritären Regierens zu
höchst effektiven Instrumenten eines
Diktaturregimes zusammenzuschweißen.

Feudalrelikte in der Rechts-
und Staatsordnung

Jener Bereich, in dem das konstitutio-
nelle Prinzip der Gewaltenteilung noch
am ehesten zum Tragen kam, war die Ju-
stiz. Die Rechtspflege wurde durch das
Staatsgrundgesetz über die richterliche
Gewalt vom 21. Dezember 186725 von
der Verwaltung in allen Instanzen ge-
trennt und entsprach, ebenso wie die Or-
ganisation der Gerichtsbehörden, im
Großen und Ganzen modernen Anforde-
rungen.

Es wäre aber nicht das alte Österreich
gewesen, wenn sich nicht auch hier feu-
dale Relikte gehalten hätten, die bis zum
letzten Tag der Monarchie fortbestanden.
Ein Überbleibsel war der so genannte
„privilegierte Gerichtsstand“. Der Kaiser
hatte das Recht, einzelne Personen und
Familien aus der für alle Staatsbürger
geltenden Jurisdiktion auszusondern und
sie einem besonderen Gericht, dem
Obersthofmarschallamt, zuzuweisen.26

Der „privilegierte Gerichtsstand“ war

Die Wirklichkeit sah anders aus. Der §
14 entwickelte sich immer mehr zu ei-
nem „Diktaturparagraphen“,17 den man
offensiv anwandte, um sich der Mühsal
eines parlamentarischen Weges der Ge-
setzgebung zu entledigen und um Wider-
stände, Verzögerungen, Verschleppun-
gen seitens des Reichsrates zu brechen.
Bereits in der Friedensperiode von 1867
bis 1914 wurde er nicht weniger als 156
Mal in Kraft gesetzt,18 womit das Notver-
ordnungsrecht von einer Ausnahme fast
schon zur Regel entartete. So weit kam
es, weil der § 14 von allen rechtlichen
Handhaben, die den Herrschenden in
Österreich zur Verhängung des Not- und
Ausnahmezustandes zur Verfügung stan-
den, der wichtigste und effektivste Geset-
zesartikel war, weil er die größte Flexibi-
lität besaß und auf alles erstreckt werden
konnte, was Inhalt eines Gesetzes war.

Eine weitere Handhabe zur Her-
beiführung des Ausnahmezustandes war
das Suspensionsgesetz vom 5. Mai
1869.19 Es legte fest, dass a) im Falle ei-
nes Krieges, b) bei unmittelbarem Be-
vorstehen kriegerischer Auseinanderset-
zungen, c) im Falle innerer Unruhen und
d) „wenn in ausgedehnter Weise hoch-
verräterische oder sonst die Verfassung
bedrohende oder die persönliche Sicher-
heit gefährdende Umtriebe sich offenba-
ren“, zeitweilig und örtlich die Bestim-
mungen der Artikel 8 (Freiheit der Per-
son), 9 (Unverletzlichkeit des Haus-
rechts), 10 (Briefgeheimnis), 12 (Ver-
sammlungs- und Vereinsrecht) und 13
(Recht der freien Meinungsäußerung und
Pressefreiheit) des Staatsgrundgesetzes
über die allgemeinen Rechte der Staats-
bürger ganz oder teilweise suspendiert
werden konnten.

Verhängt wurde der Ausnahmezustand
aufgrund des Suspensionsgesetzes in
Cisleithanien vor 1914 insgesamt sieben
Mal, z.B. von 1884 bis 1891 über Wien,
Korneuburg und Wiener Neustadt bei
„anarchistischen Umtrieben“, und zuletzt
vom 5. Februar bis zum 6. April 1902
über Triest. Hier hatte sich ein Ausstand
von 648 Seeleuten des Österreichischen
Lloyd zu einem Generalstreik ausgewei-
tet, in dessen Verlauf bei Zusammen-
stößen zwischen dem Militär und den
Streikenden sieben Arbeiter getötet und
fünfzehn schwer verletzt wurden.20

Dem § 14 und dem Suspensionsgesetz
zur Seite stand das Gesetz über die Auf-
hebung der Geschworenengerichtsbar-
keit. Diese konnte in Österreich erst nach
langen, von 1848 bis 1873 dauernden
Kämpfen durchgesetzt werden.21 Als sie
am 23. März 1873 mit der neuen Straf-

Der Kaiser und sein Nachfolger Karl im Jahr 1894.

Das nennt man „arretieren“.
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den Mitgliedern des kaiserlichen Hauses,
einigen Adelsfamilien (z.B. den Liech-
tensteins, Bourbons, Braganzas, Sach-
sen-Coburg-Gothas) und exterritorialen
Personen, wenn sie sich der österreichi-
schen Gerichtsbarkeit unterwarfen
(fremde Souveräne, Botschafter, Ge-
sandte und deren Familienangehörige),
vorbehalten. Klagen gegen diesen Perso-
nenkreis konnten nicht bei ordentlichen
Gerichten eingebracht werden, sondern
mussten – unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit – vor dem kaiserlichen Oberst-
hofmarschallamt verhandelt werden.27

Der Kaiser selbst, da „unverletzlich“,
konnte außerdem für Handlungen jeg -
licher Art strafrechtlich nicht zur Verant-
wortung gezogen werden.

Das andere Relikt war das habsburgi-
sche „Hausgesetz“, niedergelegt im Fa-
milienstatut vom 3. Februar 1839. Es
wurde nie publiziert; nur wenn einzelne
Wirkungen der Bestimmungen in die Öf-
fentlichkeit traten, konnte man bruch-
stückhaft auf seinen Inhalt schließen.28

Das Hausgesetz, dessen Träger der
Hausgewalt der jeweilige Monarch war,
enthielt Regelungen über die Thronfolge,
die Sukzessionsfähigkeit der Mitglieder
der Dynastie (dazu zählte z.B. auch das
Erfordernis des römisch-katholischen
Bekenntnisses), die Rechtmäßigkeit und
Ebenbürtigkeit von Ehen, das Eintreten
der Volljährigkeit und Thronwürdigkeit
sowie vermögensrechtliche Ansprüche
der Angehörigen des kaiserlichen Hau-
ses wie Apanagen, Ausstattungen, Wit-
wen- und Einrichtungsgelder. Sie waren
steuerfrei und wurden aus der Hofstaats-
dotation („Zivilliste“) bestritten. Ferner
erstreckte sich die Hausgewalt des Kai-
sers auf die Genehmigung von Ehe-
schließungen, die Festsetzung des Domi-

zils und die Erlaubnis, das Staatsgebiet
zu verlassen.29 Franz Joseph befolgte das
Familienstatut mit eiserner Konsequenz
und in diktatorischer Manier.

Das Hausgesetz war keine bloße Pri-
vatsphäre zur Regelung der inneren Fa-
milienverhältnisse; es erlangte eine weit
darüber hinausgehende Bedeutung, weil
es mit den Fundamentaleinrichtungen
der Habsburgermonarchie zusammen-
hing und mit seinem Familien- und Erb-
recht in das Staatsrecht übergriff. Der
„Renunziationseid“, den Franz Ferdinand
wegen seiner morganatischen Ehe-
schließung am 28. Juni 1900 in der Ge-
heimen Ratsstube der Hofburg ablegen
musste, geschah nicht vor dem Kaiser al-
lein, sondern vollzog sich als düster-fei-
erlicher Staatsakt in Anwesenheit aller
volljährigen männlichen Mitglieder des
Hauses Habsburg-Lothringen, aller
 Minister der österreichischen und unga-
rischen Regierung und der Präsidenten
des Abgeordneten- und Herrenhauses.30

Zentralgewalt und Kronländer

Das Verhältnis zwischen dem Gesamt-
staat und den Ländern zeichnete sich
nach 1867 dadurch aus, dass auch hier
die Exekutive, der dynastische Herr-
schaftsapparat, die Wiener Zentralregie-
rung und Zentralverwaltung die Domi-
nanz ausübten. Die insgesamt 17 Kron-
länder der österreichischen Reichshälfte
besaßen seit 1861 aufgrund des „Fe-
bruarpatents“ Landtage, denen eine be-
stimmte, ziemlich eng gefasste Landes-
gesetzgebung zustand, und aus deren
Mitte frei gewählte Komitees, die „Lan-
desausschüsse“. Diese hatten Selbstver-
waltungskompetenzen eingeräumt be-
kommen, die aber noch weniger bedeu-
tend waren.

Ungleich mächtiger waren auf Länder -
ebene die gesamtstaatlichen Verwal-
tungsbehörden. Über sie, die Statthalte-
reien und Bezirkshauptmannschaften,
blieb es der kaiserlichen Zentralregierung
in Wien vorbehalten, bis auf die untersten
Formationen der Lokalverwaltung einzu-
wirken und dort in der Tradition alter Ob-
rigkeitsstaatlichkeit einzugreifen.31

An der Spitze eines Kronlandes stand
als gesamtstaatliches Organ ein vom
Kaiser ernannter Landeschef. Er führte
in den größeren Ländern den Titel „Statt-
halter“, sonst „Landespräsident“. Die
ihm unterstellte Behörde, die Statthalte-
rei, erledigte alle Aufgaben, die in den
Wirkungskreis der kaiserlichen Ministe-
rien fielen und nach deren Weisung auf
Landesebene umzusetzen waren. Die Be-
zirkshauptmannschaften besorgten das-
selbe auf der untersten Instanz.

Das Übergewicht der gesamtstaat -
lichen Verwaltungsbehörden war macht-
politisch wichtig, weil dadurch der Kai-
ser und seine Regierung die Möglichkeit
besaßen, mit Hilfe des obrigkeitsstaat-
lich-kaisertreuen Beamtenapparats ihren
politischen Willen auch in widerspensti-
gen Kronländern durchzusetzen.32 Es
war somit kein Zufall, dass bei der Be-
setzung der Statthalter- und Bezirks-
hauptmannsposten das deutsche Element
überall überwog (bei den Statthaltern in
der Regel die Angehörigen des deutsch -
österreichischen Hochadels), was in Böh-
men, Mähren, Triest, Krain usw. unver-
meidlich dazu führen musste, dass die
dort lebenden Völker in ihnen Repräsen-
tanten einer Fremdherrschaft erblickten.
Auf die daraus resultierenden unablässi-
gen, mit steigender Verbitterung geführ-
ten nationalen Kämpfe brauchen wir hier
nicht einzugehen. Sie sind zur Genüge be-
kannt und führten dazu, dass in einigen
der bedeutendsten Kronländer, vor allem
in Böhmen, schon mehrere Jahre vor Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges die verfas-
sungsrechtliche Ordnung der autonomen
Verwaltung zugunsten eines diktaturarti-
gen Zustandes außer Kraft gesetzt war.

Damit in Zusammenhang steht, dass
die zentralstaatliche Administration in
Wien schon mit Anbeginn der konstitu-
tionellen Ära eine gesetzliche Vorsorge
geschaffen hatte, um gefährlichen Unru-
hen in den Kronländern Herr zu werden.
Flammten solche auf, dann konnte laut
RGBl. 1869, Nr. 162 die vollziehende
Gewalt eines Kronlandes oder Bezirks
im Bereich der politischen und polizeili-
chen Verwaltung dem jeweiligen Mi-
litärkommandanten unterstellt werden.33

Genau das ist zu Beginn des Ersten

Empfang mit den unvermeidlichen Ehrenjungfrauen



rungsakte beurkundete. Prinzipiell aus-
geschlossen war jede Kontrasignatur in
allen leitenden, führenden und organisa-
torischen Anordnungen des kaiserlichen
Oberbefehlshabers über die bewaffnete
Macht. Auch bei Verleihungen von
 Titeln, Ehrenzeichen und Ordensdekora-
tionen entfiel die Gegenzeichnung.

Der Grundsatz der Ministerverantwort-
lichkeit bestand in der Habsburgermon-
archie also schlicht und einfach darin,
dass es eine Verantwortlichkeit nicht vor
den Volksrepräsentanten, sondern eine
gegenüber dem Kaiser war. Und auch sie
verbürgte dem Minister Handlungsfrei-
heit in seinem Ressort nur so lange, so
lange er aus Gewissensgründen nicht um
Demission bat oder vom Kaiser entlas-
sen wurde.

Die Bürokratie

Auch noch in der konstitutionellen
Herrschaftsperiode blieben zwei Berei-
che das ausschließlich dem Monarchen
durch die Minister zur Verfügung ste-
hende Instrument seiner persönlichen
Souveränität: die gemeinsame Armee
und der gesamte Apparat der staatlichen
Behörden und Ämter. Franz Joseph,
selbst ein Bürokrat reinsten Wassers, be-
rief in seiner Spätzeit in die Regierungs-
stellen fast nur mehr berufsmäßige
Staatsbeamte, als Ministerpräsidenten
bevorzugt Sektionschefs wie Gautsch,
Wittek, Bienerth und Stürgkh, gefügige
Repräsentanten bloßen Administrierens
ohne politisches Format. Josef Baernreit-
her, Handelsminister von 1898 bis 1907,
schilderte die trostlosen Regierungs -
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Weltkrieges in mehreren Kronländern
geschehen und bildete einen Eckpfeiler
des kriegsabsolutistischen Systems.

Ministerverantwortlichkeit 
vor wem?

Während in konstitutionellen Monar-
chien wie Großbritannien, Belgien, den
Niederlanden und Italien längst schon
der Grundsatz galt, dass die Regierung
und jeder einzelne Minister des Vertrau-
ens der Parlamentsmehrheit bedurfte,
war das in Österreich-Ungarn nicht der
Fall. Nach österreichischem Staatsrecht
wurden die Minister ausschließlich als
Vertreter der Krone angesehen. Sie
konnten daher vom Kaiser ohne jede
Rücksicht auf parlamentarische Majo-
ritäten und Minoritäten ernannt werden.
In der konstitutionellen Ära zwischen
1867 und 1918 gibt es Beispiele genug,
dass in der Minderheit gebliebene Mini-
sterien ihre parlamentarischen Niederla-
gen oft lange überlebt haben.

Zwar konnte jedes der beiden Häuser
des Reichsrats das Erscheinen der Mini-
ster vor ihrem Forum verlangen, Kritik an
ihnen üben, Interpellationen an sie rich-
ten, ihre Verwaltungsakte eingehend
überprüfen und sie zur Auskunft nötigen,
mit einem Misstrauensvotum stürzen
konnte die Volksvertretung sie aber nicht.
Es existierte somit in Österreich keine po-
litische Verantwortlichkeit der exekutiven
Gewalt gegenüber dem Parlament.

Die damalige Zunft der systemtreuen
Verfassungsrechtler pflegte das mit dem
Hinweis zu überspielen, dass als Korrek-
tiv sehr wohl eine juristische Verant-
wortlichkeit der Minister vorhanden war.
Betrachtet man diese aber genauer, dann
bleibt auch von ihr nicht viel übrig.

Das Prinzip der juristischen Verant-
wortlichkeit der Mitglieder des Minister-
rats vor dem Reichsrat war im Gesetz
vom 25. Juli 1867 verankert und er-
streckte sich auf Handlungen oder Unter-
lassungen, durch die vorsätzlich oder aus
grober Fahrlässigkeit die Verfassung
bzw. Gesetze verletzt wurden.34 In einem
solchen Fall konnte gegen sie die Ankla-
ge vor einem eigens dafür zuständigen
Verfassungsorgan, dem „Staatsgerichts-
hof“, erhoben werden.

Die Prozedur war im Gesetz in allen
Einzelheiten genau geregelt, sie war aber
derart weitläufig, kompliziert und mit
Hürden gespickt, dass sie dazu angetan
war, Initiativen für eine Einleitung schon
im Ansatz abzuschrecken. Außerdem ist
die Konstituierung des Staatsgerichtsho-
fes nach 1867 nie erfolgt.35 Es verwun-
dert deshalb kaum, dass es auch nie zu

einer Ministeranklage in der konstitutio-
nellen Ära kam und das Parlament auf
den Einsatz dieser Waffe von vornherein
verzichtete.

Nach diesem Abstecher in eine der Gro-
teskheiten des altösterreichischen Staats-
lebens (seltsamer-, aber nicht unbegrün-
deterweise waren sie immer bei den Kom-
petenzen der Volksvertretung zu finden),
können wir uns dem realen Inhalt des in
Zisleithanien gehandhabten Ministerver-
antwortlichkeitsprinzips zuwenden.

Er bestand darin, dass der Kaiser seine
Regierungsgewalt durch Minister ausü-
ben musste und in seinen Regierungs-
handlungen an die Zustimmung der
 Minister gebunden war. Formell geschah
das durch die so genannte „Kontrasigna-
tur“, nach der – allerdings erneut mit
Ausnahmen – jeder Regierungsakt des
Kaisers zu seiner Gültigkeit der Gegen-
zeichnung, d.h. der Mitunterschrift eines
Ministers bedurfte. Nach österreichi-
schem Staatsrecht musste das nicht der
für die betreffende Gesetzesmaterie zu-
ständige Ressortminister sein, es genügte
die Unterschrift irgendeines Regierungs-
mitglieds. Die Kontrasignatur des Mini-
sters brachte zum Ausdruck, dass der je-
weilige kaiserliche Regierungsakt auch
das volle Einverständnis und die verfas-
sungsmäßige Zustimmung des mitunter-
fertigten Ministers gefunden hatte, dem
damit auch die gesetzliche Verantwort-

lichkeit hierfür aufgebürdet war. Auf der
anderen Seite konnte nichts und niemand
den Minister zwingen, jeden Regierungs-
befehl des Monarchen gegen seine bes-
sere Überzeugung durch Gegenzeich-
nung vorbehaltlos zu decken. Waren
Meinungsverschiedenheiten nicht aus-
zuräumen, stand es dem Minister frei,
durch Bitte an den Kaiser um Amtsent-
hebung die moralische und politisch-ge-
setzliche Verantwortlichkeit abzulehnen.
Die allen Staatsbeamten auferlegte
Pflicht unbedingten Gehorsams galt so-
mit für Minister nicht.

Der Kaiser selbst blieb jedoch unter al-
len Umständen absolut unverantwortlich.
Zur Wahrung seiner monarchischen Stel-
lung und Würde gegenüber etwaigen
Meinungsgegnerschaften oder gar Un-
botmäßigkeiten irgendeines Ministers
besaß er ein sehr einfaches verfassungs-
rechtliches Regulativ, nämlich seine Mi-
nister jederzeit völlig frei wählen, ernen-
nen und entlassen zu können.

In einer Reihe von Fällen brauchte
übrigens keine ministerielle Gegenzeich-
nung stattzufinden. Dazu zählte das Ab-
dankungsdekret des Monarchen, weil
dieses ohnehin das Aufhören aller Regie-

Franz Joseph (um 1866)
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zustände 1913 in seinem Tagebuch resi-
gniert: „Unser Kaiser hat die Menschen,
die er hatte, nie zu verwenden gewusst.
Die Politik der ausgepressten Zitrone
vertritt bei uns die Stelle einer klugen
Auslese bei der Verwendung der tüchti-
gen Menschen, die wir haben. Das Wie
ist nach und nach Nebensache geworden,
weitere Ziele, eine Berechnung für die
Zukunft, gibt es nicht mehr.“36

Das „Fortwursteln“, das Übermaß an
Zentralisation und die dadurch herbeige-
führte Weitläufigkeit der ganzen Ver-
waltungsprozeduren paarte sich bei der
österreichischen Bürokratie mit dem Be-
wusstsein, die einzig leitende Kraft im
Staate zu sein und das tatsächliche
Machtmonopol in Händen zu haben. Als
dynastisches Werkzeug geschaffen, war
sie der Überzeugung, dass sie – neben
der Armee – jene Institution darstellte,
die im eigentlichen Sinne die Fortdauer
des aus so verschiedenen, einander wi-
derstrebenden Völkern gebildeten Staa-
tes ebenso wie die Aufrechterhaltung
seiner inneren Ordnung ermöglichte.
Von Franz Joseph an der Spitze ausge-
hend, einem Monarchen, der seelisch
und geistig in ganz anderen, vorkonstitu-
tionellen Zeiten wurzelte, übernahm das
hohe österreichische Beamtentum der
Zentralbehörden Wiens eine „bis zur Ge-
ringschätzung verminderte Meinung
vom Wert parlamentarischer Einrichtun-
gen“37 und sah es als ungehörig, fast
schon als Zumutung an, dass es durch
seine Minister auch vor der Volksvertre-
tung verantwortlich sein solle.

An der gleichermaßen autoritären wie
in Routine erstarrten bürokratischen Ad-

ministration haben alle wachen zeit-
genössischen Beobachter schwer gelit-
ten. Der spitzzüngige Ernest v. Koerber,
als Ministerpräsident von 1900 bis 1904
der letzte staatsmännisch begabte Vertre-
ter aus dem Beamtenstand, fasste die
ganze Misere in einem einzigen Satz von
geradezu genialischer Treffsicherheit zu-
sammen, als er auf die Frage des Malers
Engelhart, was aus Österreich wohl ge-
worden wäre, wenn es einen Bismarck
gehabt hätte, sofort zurückgab: „Bei uns
wäre er als Bezirkshauptmann von Gän-
serndorf in Pension gegangen.“38

Rufmord an Benedek

Franz Joseph „als Mensch“ ist ein The-
ma, über das auszubreiten sich eigentlich
nicht lohnt. Karl Kraus schrieb über ihn:
„Wie war er? War er dumm? War er ge-
scheit? / Wie fühlt’ er? Hat es wirklich
ihn gefreut? / War er ein Körper? War er
nur ein Kleid? / War eine Seele in dem
Staatsgewand? / [...] Wer, der ihn kannte,
hat ihn auch gekannt? / [...] Nie prägte
mächtiger in ihre Zeit / Jemals ihr Bild
die Unpersönlichkeit.“39 Und an anderer
Stelle: „Ich bin, als noch ein Neutrum
über uns thronte, nie anders als mit dem
Alpdruck erwacht, dass das Chaos dieses
Tags von einem Kaiserbart regiert wer-
de, unter dessen Auspizien sich all das
begab, was mit dem Atem uns zugleich
das Recht nahm, auf den Urgrund des
Übels zu dringen.“40

Dem „Neutrum“ Franz Joseph waren
höhere geistige Interessen und Probleme
zutiefst fremd. Er hat nie ein Buch gele-
sen. Seine einzige Lektüre, der er sich al-
lerdings mit Leidenschaft widmete, be-
stand aus Aktenstücken, Militärschema-
tismen und Behördenamtskalendern.
„Was ihm nicht gegeben war, ersetzte er
durch pedantische, zwangsneurotische
‚Pflichterfüllung‘.“41 Er glich schon als
Zwanzigjähriger „eher einer Statue des
Monarchen als einem Menschen aus
Leib und Blut“, schuf „eine unüberwind-
liche Distanz zwischen seiner geheilig-
ten Person und allen anderen Menschen“
und „zelebrierte die kaiserliche Liturgie
durch das Hofzeremoniell, durch einen
peinlichst sakral geregelten Tageskalen-
der“.42 Die eisige Unnahbarkeit Franz
Josephs beschrieb Erzherzog Leopold
Ferdinand Salvator, der 1902 aus Ver-
zweiflung aus dem Hause Habsburg aus-
trat und sich fortan Leopold Wölfling
nannte,43 folgendermaßen: „Man fühlte
seine kalte Hand. Wir Erzherzöge, die
wir um seinen Thron geschart waren,
fühlten sie öfter und kälter als die ande-
ren. Er ging durch unser Leben, ein fühl-

loser Lenker. Er stand vor unseren spon-
tanen Entschlüssen oft wie das unüber-
steigbare Hindernis. Sein Greisenkopf
wackelte über unserem Familienleben
zustimmend oder ablehnend wie der
Kopf eines indischen Götzen. Was man
fühlte, gelangte nicht vor ihn, war von
ihm nicht verstanden. Er war hart, blieb
sich immer gleich und unerbittlich.“44

Was er über alles stellte, war sein Pres -
tige, das er mit dem Prestige des habs-
burgischen Erzhauses identifizierte.
Drohte es jemand anzutasten, traf ihn ein
unbarmherziger Bannstrahl. Das wohl
abstoßendste Beispiel hierfür ist die Be-
handlung des Feldzeugmeisters Ludwig
v. Benedek.

Ausschließlich das dynastische Inter-
esse führte im Krieg von 1866 gegen
Preußen und Italien bei Franz Joseph
zum Entschluss, dem Erzherzog Al -
brecht das erfolgversprechende Kom-
mando über die Südarmee und Benedek
das weit weniger aussichtsreiche über
die Nordarmee zu übertragen. Nach der
Niederlage bei Königgrätz fand eine von
Franz Joseph eigens eingesetzte militäri-
sche Kommission Benedek solcher Miss -
griffe für schuldig, dass er sich vor ei-
nem Kriegsgericht zu verantworten habe.
Auf Befehl des Kaisers wurde das Ver-
fahren eingestellt. Der Feldzeugmeister
erhielt am 1. November 1866 den Ab-
schied. Seine Bitte nach einer persön -
lichen Unterredung lehnte Franz Joseph
ab. Damit nicht genug, ließ er durch Erz-
herzog Albrecht von Benedek das ehren-
wörtliche Versprechen abfordern, sich
öffentlich nicht zu rechtfertigen. Bene-
dek erfüllte den Wunsch in mündlicher
wie schriftlicher Form. Und nun traf ihn
der härteste Schlag. Wenige Tage, nach-
dem das geschehen war, am 8. Dezember
1866, erschien in der amtlichen „Wiener
Zeitung“ ein offizieller Artikel, der über
Benedeks Feldherrenlaufbahn in schärf-
ster und schwer verletzender Weise
 urteilte, ihm allein die Schuld an dem
über Österreich hereingebrochenen Un-
glück aufbürdete, zugleich aber seine
Nichtbestrafung mit folgenden Worten
begründete: „Es gibt kein Strafgesetz-
buch, das den Mangel höchster geistiger

Begabung straffähig erklärt.“45

Joseph Redlich gab zu dieser Perfidie
folgende Einschätzung ab, der wir nichts
hinzuzufügen brauchen: „In seinem Ver-
halten zu Benedek stellt sich Franz Jose-
phs Charakter aufs ungünstigste dar:
dass er dabei zweifellos Ratschlägen des
Erzherzogs Albrecht folgte, kann ihn
nicht entschuldigen. Dass er gegen die-
sen unglücklichen General, der sein treu-

Ernest v. Koerber, Ministerpräsident

1900–1904
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ester Offizier gewesen war, nur die –
übrigens recht fadenscheinigen – Gründe
der Staatsräson wirken ließ und so wenig
humane Gesinnung zeigte, bleibt ein
Flecken auf dem Bilde des Kaisers, vor
allem deshalb, weil die kleinliche und
geradezu tückische Gehässigkeit des
Verfahrens gegen Benedek doch nicht
ganz im Einklang steht mit den sonstigen
Hauptmerkmalen von Franz Josephs Na-
tur. [...] Benedek gegenüber hat Franz
Joseph seine Würde nicht bewahrt. Er
ließ jeden Zug von menschlicher oder
herrscherlicher Größe vermissen. Er und
Erzherzog Albrecht gaben dem Trieb
nach persönlicher Rache und kleinli-
chem Zorn vollen Spielraum.“46

Bilanz über ein 
perspektivloses Staatsgebilde

Unsere Ausführungen haben gezeigt,
dass die Staatsgrundgesetze Cisleithani-
ens mit zahlreichen vorkonstitutionellen,
feudal-absolutistischen Relikten behaftet
waren, eine ausgewogene Machtbalance
zwischen Exekutive und Legislative
fehlte und in ihnen schwerwiegende bür-
gerlich-demokratische Defizite zum
Vorschein kamen. Dass das nicht techni-
sche Fehler waren, die den Verfassungs-
schöpfern unbeabsichtigt unterliefen,
liegt auf der Hand. Der wahre und ei-
gentliche Grund ist, dass die Dezember-
verfassung von 1867 einen Kompromiss
zwischen dem Kaiser und der Hochari-
stokratie einerseits, Kräften, die dem
Ideengut monarchischer Legitimität ver-
haftet blieben, und den bürgerlich-libera-
len konstitutionellen Schichten anderer-
seits darstellte, bei dem die ökonomisch
wie politisch traditionell schwachen
österreichischen Liberalen, nicht zuletzt
auch aus Furcht vor den Volksmassen,
gravierende Restriktionen der Rechte der
legislativen Gewalt zuließen, ja sogar be-
wusst in Kauf nahmen. Weder die feuda-
le Staatsspitze noch die österreichische
Großbourgeoisie wagten es, ein konstitu-
tionelles System in all seinen Konse-
quenzen zu etablieren. Schon gar nicht
trauten sie diesem System zu, sich in
Krisenzeiten zu bewähren. Deshalb die
vielen Hintertüren in den Staatsgrundge-
setzen, durch die Handhaben für ein dik-
tatorisches Regieren hineingeschmuggelt
werden konnten.

Cisleithanien blieb auch nach 1867 ein
Obrigkeitsstaat, eine Charakterisierung,
die – ihres polemischen Untertons ent-
kleidet – zunächst nichts anderes bedeu-
tet, als dass hier Regierung und Verwal-
tung von einem souveränen oder konsti-
tutionell gebundenen Monarchen und

seinen Beauftragten ausgehen. Wir sagen
damit absolut nichts Neues. Der obrig-
keitsstaatliche Charakter wird von allen
Verfassungsjuristen, Politologen und Hi-
storikern zugegeben, bei denen sich de-
taillierte Kenntnisse der altösterreichi-
schen Verfassungswirklichkeit mit dem
Fehlen apologetischer Absichten paaren.
Cisleithanien war aber mehr als das. Es
war ein Obrigkeitsstaat mit massiv auto-
ritären Zügen, in dem es leicht fiel, kon-
stitutionelle Einrichtungen und Garanti-
en außer Kraft zu setzen, um mit absolu-
tistisch-polizeistaatlichen Mitteln zu
agieren.

Nun finden wir in den Geschichtsdar-
stellungen über die letzten Jahrzehnte
des Habsburgerreiches sehr oft die Flos -
kel, dass in der politischen Praxis bei
weitem nicht so heiß gegessen wurde
wie in den Verfassungsgesetzen gekocht
war, dass – nach einem bekannten Aus-
spruch Victor Adlers – der Absolutismus
durch „Schlamperei gemildert“ gewesen
sei und die Person Kaiser Franz Josephs
dafür garantierte, dass von den dem
Monarchen zustehenden Reservatsrech-
ten maßvoll und in striktem Einklang mit
den Gesetzen Gebrauch gemacht wurde.
Das hat eine gewisse Berechtigung nur
dann, wenn man sich ausmalt, was Leute
mit tyrannischen Allüren auf dem Thron
– etwa ein Franz Ferdinand – aus der ge-
gebenen Situation herausschlagen hätten
können. (Dass Franz Ferdinand für den
Fall seiner Regentschaft solche diktatori-
schen Pläne schmiedete, ist durch Doku-
mente nachgewiesen. Dass er damit die
Monarchie nur noch schneller in den Ab-
grund geritten hätte, steht auf einem an-
deren Blatt).

Man sollte aber nicht vergessen, dass
selbst der mit der Aura der Korrektheit
umkränzte, „gütige Volkskaiser“ Franz
Joseph mehrfach eklatante Verfassungs-
widrigkeiten sanktionierte, so in mehre-
ren Fällen bei der 156maligen Anwen-
dung des § 14 und im Sommer 1913 beim
Erlass eines Patents, mit dem die böhmi-
sche Landesverfassung suspendiert wur-
de. Dieses Patent war von Haus aus ver-
fassungswidrig, weil es weder ein Gesetz
noch eine Verordnung darstellte.47

Weiters sind von Franz Joseph nicht
wenige scharfmacherische Äußerungen
überliefert, die regelmäßig dann aus sei-
nem Munde kamen, wenn die Arbeiter-
schaft Aktionen unternahm. Zur bevor-
stehenden (erstmaligen) Feier des 1. Mai
1890 hob im Ministerrat „Seine Majestät
allergnädigst (!) hervor, dass die Regie-

rung mit Entschiedenheit auftreten wird,
von dem richtigen Standpunkt ausge-

hend, dass das Begehren auf Freigebung
des 1. Mai illegal ist. Es sei notwendig,
der immer steigenden, zu einem bedenk-
lichen Maße heranwachsenden Bewe-
gung mit Nachdruck entgegenzutre-
ten.“48 Zu den Ereignissen des 1. Mai
1890 in Wien meinte er nachträglich:
„Das Wiener Publikum, welches vormals
sehr korrekt und an Gehorsam gewöhnt

war wie nirgends anderswo, zeige jetzt
einen ordnungswidrigen Sinn und die
Renitenz sei schon zu einem Volksver -

gnügen geworden; man müsse die Leute
auf den früheren Standpunkt zurückbrin-
gen und ihnen den Sinn für Ordnung und

Autorität neuerdings einflößen.“49 Im
Zusammenhang mit Arbeiterdemonstra-
tionen in Wien am 2. Oktober 1894 for-
derte der Kaiser im Ministerrat, „dass die
Richter mehr von der politischen Auffas-

sung ausgehen, dass es sich um die
Bekämpfung eines sehr gefährlichen
Übels, wie es die Renitenz gegen die öf-
fentlichen Organe ist, handle, und dass
sie rasch und entschieden sowie mit

höheren Strafsätzen und ohne übermäßi-
ge Anwendung von Milderungsgründen
vorgehen“. Als ihm darauf der Justiz -
minister erwiderte, dass eine direkte Ein-
wirkung auf richterliche Sprüche schwer
möglich sei, bemerkte Franz Joseph,
dass „vielleicht eine indirekte Einfluss -

nahme im Wege des Oberlandesgerich-

tes geschehen könnte“,50 womit er glat-
terdings die staatsgrundgesetzlich veran-
kerte Unabhängigkeit der Richter zu um-
gehen trachtete.

Schlussendlich kann im Hinblick auf
die Person Kaiser Franz Josephs die Tat-
sache nicht aus der Welt geschafft wer-

Feldzeugmeister Ludwig v. Benedek
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den, dass er es war, der die den Ausnah-
mezustand begründenden Verordnungen
im Juli/August 1914 unterzeichnete, dass
die schärfste Periode der Kriegsdiktatur
gerade in seine Regierungszeit fiel und
in seinem Namen an die 80.000 Men-
schen durch oft hemmungslose Rechts-
beugungen zum Tode verurteilt, hinge-
richtet oder brutalen Repressalien ausge-
setzt wurden.

Die Staatsgrundgesetze von 1867 wa-
ren der Spiegel eines Herrschaftssy-
stems, das sich zwar im Lauf von fünfzig
Jahren an das bürgerlich-liberale Zeital-
ter durch eine Reihe von Reformen an-
passte (z.B. Gewährung des allgemeinen
Wahlrechts), das aber außerstande war,
den Rahmen seiner eigenen Systemkon-
formität zu überschreiten. Das wenig
schmeichelhafte Fazit muss daher lauten,
dass für die Etablierung einer ganz nor-
malen, simplen bürgerlich-parlamentari-
schen Demokratie nichts weniger als die
gewaltsame Brechung der Macht der k.k.
herrschenden Schichten, nichts weniger
als eine Revolution nötig war.

Sie ist im November 1918 gekommen,
und wir werden mit Interesse entgegen-
blicken, wie die Republik Österreich die-

ses Jubiläum zu begehen gedenkt.
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